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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Genossenschafts- 
kasse 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, für die einleitenden 
Worte des Gesetzentwurfs die folgende Fassung vorzuschlagen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Er begründet seinen Beschluß damit, daß die Vorlage Vorschriften 
abändere, die in Zustimmungsgesetzen, nämlich dem Gesetz vom 
19. Dezember 1950 (BGBl. S. 808) und dem Gesetz vom 9. August 
1954 (BGBl. I S. 242), enthalten seien. Die Vorlage bedürfe daher 
auch ihrerseits der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung vermag dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates nicht beizutreten. 

Die vom Bundesrat vertretene Ansicht, daß jede Änderung eines mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangenen Gesetzes wiederum der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfe, kann nicht als zutreffend aner- 
kannt werden. Die Zustimmung des Bundesrates ist vielmehr nur 
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dann erforderlich, wenn das Änderungsgesetz selbst Vorschriften ent- 
hält, welche der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Diese Vor- 
aussetzung ist bei dem vorliegenden Gesetzentwurf im Gegensatz zu 
den beiden früheren Änderungsgesetzen vom 19. Dezember 1950 
(BGBl. S. 808) und vom 9. August 1954 (BGBl. I S. 242), deren 
Zustimmungsbedürftigkeit aus Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
herzuleiten war, nicht gegeben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blüdier 



Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes , 

zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Genossenschaftskasse 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse 

Das Gesetz über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse in der Fassung vom 28. Oktober 
1954 (BundesgesetzbL I S. 329) wird wie folgt 
geändert und ergänzt; 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Geschäftskreis 

Im Rahmen der in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Begrenzungen darf die Genossenschafts- 
kasse folgende Geschäfte betreiben: 

1. Verzinsliche Darlehen gewähren 

a) an genossenschaftliche Zentralkassen 
und sonstige genossenschaftliche oder 
genossenschaftsfördernde Vereinigun- 
gen, 

b) an Einzelgenossenschaften, deren Ar- 
beitsgebiet über das Gebiet einer Zen- 
tralkasse hinausgeht; an andere Ein- 
zelgenossenschaften nur nach Anhö- 
rung der zuständigen Zentralkasse mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates, 

c) an sonstige Unternehmen, deren Ge- 
schäftsbetrieb auf die in § 2 Abs. 1 
genannten Aufgaben gerichtet ist. 
Welche Unternehmen diese Vorausset- 
zungen erfüllen, stellt der Verwal- 
tungsrat mit Zweidrittelmehrheit der 
Mitglieder fest. Der Beschluß bedarf 
der Zustimmung des Kommissars 
(§ 12 ), 


d) in besonderen Fällen an Mitglieder 
von Kreditgenossenschaften, wenn die 
Kreditgenossenschaft und die zustän- 
dige Zentralkasse dies beantragen und 
wenn das Darlehen aus dem Erlös von 
Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaftskasse oder aus dem ihr zur Ver- 
fügung gestellten Erlös von Schuld- 
verschreibungen eines anderen Kredit- 
instituts gegeben wird; 

2. Einlagen Im Depositen- und Scheckver- 
kehr sowie von Betriebsangehörigen und 
deren Familienangehörigen Spareinlagen 
annehmen; ' 

3. Darlehen auf nehmen; 

4. Schuldverschreibungen mit einer Laufzeit 
von höchstens zehn Jahren bis zum Drei- 
fachen ihres eingezahlten Kapitals und 
ihrer In der Bilanz ausgewiesenen Rück- 
lagen mit Zustimmung des Verwaltungs- 
rates ausgeben. Die Begebung von Schuld- 
verschreibungen bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers der Finanzen, des 
Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des Bundes- 
ministers für Wirtschaft. 

Soweit der Erlös von Schuldverschreibun- 
gen für landwirtschaftliche Zwecke ver- 
wendet wird, sollen Darlehen vorzugs- 
weise an Genossenschaften, vor allem 
an Verwertungsgenossenschaften gegeben 
werden; 

5. Wechsel akzeptieren und verkaufen; 

6. Kassenbestände Im Wechsel-, Lombard- 
und Wertpapiergeschäft nutzbar machen; 

7. für Rechnung der In Nummer 1 genann- 
ten Unternehmen und derjenigen Per- 
sonen, von denen sie Einlagen oder Dar- 
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lehen erhalten hat, Wertpapiere kaufen 
und verkaufen sowie deren offene oder 
geschlossene Depots verwalten und son- 
stige bankgeschäftliche Dienstleistungen 
für sie vornehmen; 

8. sich an Unternehmen, deren Geschäfts- 
betrieb auf die in § 2 Abs. 1 genannten 
Aufgaben gerichtet ist, beteiligen; zur 
Beteiligung an nichtgenossenschaftlichen 
Unternehmen dieser Art bedarf sie der 
Zustimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen, des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und 
des Bundesministers für Wirtschaft.“ 

2. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaftskasse 

(1) Der Gesamtbetrag der von der Ge- 
nossenschaftskasse ausgegebenen und im 
Umlauf befindlichen Sdiuldverschreibungen 
muß dem Nennwert und dem Zinsertrag 
nach jederzeit in voller Höhe durch Dar- 
lehnsforderungen gedeckt sein, für die 
sichere Grundpfandrechte oder andere nach 
bankmäßigen Grundsätzen ausreichende Si- 
cherheiten bestehen. Fehlende Deckung kann 
vorübergehend durch andere Vermögens- 
werte der Genossenschaftskasse ersetzt wer- 
den. 

(2) Die zur Deckung der Schuldverschrei- 
bungen bestimmten Vermögenswerte sind 
von der Genossenschaftskasse einzeln in ein 
Register einzutragen. Werden für einzelne 
Gattungen von Schuldverschreibungen ge- 
sonderte Deckungsmassen gebildet, so ist 
für jede Gattung ein besonderes Register 
zu führen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stellt auf Vorschlag der Genossenschafts- 
kasse einen oder mehrere Treuhänder sowie 
die Stellvertreter für sie. Der Treuhänder 
hat darauf zu achten, daß die Ausgabe, 
Verwaltung und Deckung der Schuldver- 
schreibungen den gesetzlichen oder in sonst 
verbindlicher Form ergangenen Bestimmun- 
gen sowie den Anleihebedingungen entspre- 
chen. Die Vorschriften der §§ 30 bis 34 des 
Hypothekenbankgesetzes sind sinngemäß 
anzuwenden. 

(4) Soweit Unternehmungen nach Gesetz 
oder Satzung Geld in mündelsicheren Wer- 


ten anzulegen haben, stehen die nicht 
auf ausländische Zahlungsmittel lautenden 
Schuldverschreibungen der Genossenschafts- 
kasse diesen Werten gleich. 

(5) § 24S Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs findet auch Anwendung, wenn 
andere Kreditinstitute Darlehen aus dem 
ihnen zur Verfügung gestellten Erlös der 
von der Genossenschaftskasse ausgegebenen 
Schuldverschreibungen gewähren.“ 

3. § 16 erhält folgende Fassung: 

16 

Zwangsvollstreckung und Konkurs 

(1) Arreste und Zwangsvollstreckungen 
in die in das Deckungsregister nach § 3 a 
Abs. 2 eingetragenen Vermögenswerte fin- 
den nur wegen der Ansprüche aus den 
Schuldverschreibungen statt. Sind für ein- 
zelne Gattungen von Sdiuldverschreibungen 
gesonderte Deckungsmassen gebildet wor- 
den, so finden Arreste und Zwangsvoll- 
streckungen in die Vermögenswerte, die in 
das für eine Gattung geführte Deckungs- 
register eingetragen sind, nur wegen der 
Ansprüche aus den Schuldverschreibungen 
dieser Gattung statt. 

(2) Im Falle des Konkurses gehen bei der 
Befriedigung aus der nach § 3 a Abs. 2 ge- 
bildeten Deckungsmasse die Forderungen 
der Inhaber der Schuldverschreibungen 
einschließlich ihrer seit Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens laufenden Zinsforderungen 
den Forderungen aller anderen Konkurs- 
gläubiger vor. Die Forderungen aus den 
Schuldverschreibungen haben untereinander 
gleichen Rang. Sind für einzelne Gattun- 
gen von Schuldverschreibungen gesonderte 
Deckungsmassen gebildet worden, so gehen 
bei der Befriedigung aus den Vermögens- 
werten, die in das für eine Gattung ge- 
führte Deckungsregister eingetragen sind, 
die Forderungen aus Schuldverschreibungen 
dieser Gattung den Forderungen aus ande- 
ren Schuldverschreibungen vor. 

(3) Auf den Anspruch der Inhaber der 
Schuldverschreibungen auf Befriedigung aus 
dem sonstigen Vermögen der Genossen- 
schaftskasse sind die Vorschriften der §§ 64, 
153, 155, 156 und 168 Nr. 3 der Konkurs- 
ordnung über die abgesonderte Befriedigung 
entsprechend anzuwenden.“ 
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Artikel II 


Ermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei- 
tigen. 


Artikel III 
Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


L Im allgemeinen 

Die Deutsche Genossenschaftskasse (DGK) ist 
durch Gesetz der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes vom 11. Mai 1949 
(WiGBl. S, 75) als Zentralbank zur Förde- 
rung des Genossenschaftswesens, insbesondere 
des genossenschaftlichen Personalkredits, er- 
richtet worden. Sie hat als Spitzenkredit- 
institut der Genossenschaften aller Sparten 
und der genossenschaftlichen Zentralkassen 
im Bundesgebiet die Aufgaben und Funktio- 
nen der Deutschen Zentralgenossenschafts- 
kasse in Berlin übernommen, die mit der Ab- 
wicklung ihrer in Berlin und im Bundesgebiet 
befindlidien Aktiven und Passiven beschäftigt 
ist (vgl. Erstes Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Deutsche Genossenschafts- 
kasse vom 19. Dezember 1950 — BGBl. I 
S. 808; Zweites Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Deutsche Genossenschaftskasse 
vom 9. August 1954 — BGBl. I S. 242). 

Im Rahmen der Bemühungen der Bundes- 
regierung und des Bundestages um eine ver- 


stärkte Förderung des Mittelstandes, insbe- 
sondere um eine bessere Versorgung des land- 
wirtschaftlichen und gewerblichen Mittelstan- 
des mit mittel- und längerfristigen Krediten, 
hat sich eine erneute Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftskasse als 
unerläßlich erwiesen. Der Bedarf der mittel- 
ständischen Betriebe in Landwirtschaft und 
Gewerbe sowie der mit ihnen verbundenen 
genossenschaftlichen Einrichtungen an Kredi- 
ten mit vorwiegend mittelfristiger Laufzeit 
hat bisher nicht ausreichend befriedigt wer- 
den können. Die dem Mittelstand angehören- 
den Betriebe konnten daher — im Gegensatz 
zu den größeren Unternehmen — die zur 
Wiederherstellung und Steigerung ihrer Lei- 
stungsfähigkeit erforderlichen Maßnahmen, 
insbesondere die notwendigen Investitionen 
zur Modernisierung und Rationalisierung 
ihrer Betriebseinrichtungen, bisher vielfach 
nicht vornehmen, oder sie waren gezwungen, 
diese Investitionen durch Aufnahme kurz- 
fristiger Kredite zu finanzieren. Die Gründe 
hierfür liegen einmal in der Schwierigkeit für 
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die Betriebe, ausreichende bankmäßige 
Sicherheiten für mittel- und längerfristige 
Kredite zu stellen, zum Teil aber auch in dem 
Mangel an Mitteln für derartige mittel- und 
längerfristige Ausleihungen bei einem Teil 
der in Betracht kommenden Kreditinstitute, 
insbesondere bei der genossenschaftlichen 
Kreditorganisation. 

Im Rahmen der Arbeiten des beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft gebildeten Arbeits- 
ausschusses für Kreditfragen des gewerblichen 
Mittelstandes ist versucht worden, den Bedarf 
des gewerblichen Mittelstandes an mittel- und 
langfristigen Krediten schätzungsweise zu er- 
mitteln. Als Ergebnis der Erhebungen dieses 
Ausschusses ist beim Handwerk, beim Handel 
und beim Gaststättengewerbe ein sehr be- 
trächtlicher Kreditbedarf festgestellt worden. 
Daneben hat sich auch in dem genossenschaft- 
lich organisierten Teil der Land- und Ernäh- 
rungswirtschaft ein erheblicher bisher unge- 
deckter Bedarf an längerfristigen Investitions- 
und Umschuldungskrediten ergeben. Hier wer- 
den Investitionskredite in erster Linie zur 
Beseitigung von Kriegsschäden sowie zur 
Modernisierung und Technisierung der Be- 
triebe, insbesondere der genossenschaftlichen 
Verwertungsbetriebe (Molkereigenossenschaf- 
ten u. a.), benötigt. 

Neben anderen Maßnahmen, die z. Z. noch 
Gegenstand von Erörterungen in dem Arbeits- 
ausschuß für Kreditfragen des gewerblichen 
Mittelstandes sind, ist als ein geeignetes Mit- 
tel zur Verbesserung der Versorgung des 
Mittelstandes mit Investitionskrediten auch 
die Verleihung eines eigenen Emissionsrechts 
an die DGK anzusehen, durch die das Spitzen- 
kreditinstitut der Genossenschaften einen un- 
mittelbaren Zugang zum Kapitalmarkt zwecks 
Beschaffung mittelfristiger Kapitalmittel er- 
hält (Artikel I Nr. 1 und 2 des Gesetzent- 
wurfs — § 3 Nr. 4 und § 3 a). 

Zugleich muß der DGK die Möglichkeit ge- 
geben werden, den Erlös der von ihr zu bege- 
benden Schuldverschreibungen im Bedarfsfälle 
auch unmittelbar an Mitglieder von Kredit- 
genossenschaften auszuleihen, wenn und so- 
weit die betreffenden Kreditgenossenschaften 
und ihre zuständige genossenschaftliche Zen- 
tralkasse dies wünschen (Artikel I Nr. 1 des 
Gesetzentwurfs — § 3 Nr. 1 Buchstabe d). 
Den In den Genossenschaften zusammen- 
geschlossenen mittelständischen Unternehmen 
wird damit über die DGK ein Weg eröffnet, 
sich durch die Inanspruchnahme des Kapital- 


marktes die zur Finanzierung notwendiger 
Investitionen erforderlichen Mittel selbst zu 
beschaffen. 

Die Gewährung eines eigenen Emissionsrechts 
an die DGK soll allerdings nicht zu einer 
Verschiebung der Wettbewerbslage gegenüber 
den nichtgenossenschaftlichen Gruppen der 
Kreditinstitute oder gegenüber der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank führen. Deshalb soll 
sich das Emissionsrecht der DGK ihrem Auf- 
gabenkreis entsprechend auf die Begebung 
mittelfristiger Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit von höchstens 10 Jahren für Zwecke 
des landwirtschaftlichen und gewerblichen ge- 
nossenschaftlich organisierten Mittelstandes 
beschränken. Soweit der Erlös von Emissionen 
für landwirtschaftliche Zwecke bestimmt ist, 
soll er vorzugsweise für Kredite an Genossen- 
schaften, insbesondere an Verwertungsgenos- 
senschaften verwendet werden. Darüber hinaus 
wird die Begebung von Schuldverschreibungen 
durch die DGK auf einen bestimmten Im 
Gesetzentwurf festgelegten Höchstbetrag (Um- 
laufsgrenze) begrenzt. Im übrigen bedarf die 
DGK zur Ausübung ihres Emissionsrechts Je- 
weils der besonderen Genehmigung der betei- 
ligten Bundesminister (§ 3 Nr, 4 des Gesetzes 
über die DGK In der Fassung des Entwurfs). 

Die übrigen Bestimmungen des Entwurfs be- 
zwecken In erster Linie die Sicherstellung der 
Inhaber der von der DGK zu begebenden 
Schuldverschreibungen durch Schaffung einer 
oder mehrerer gesonderter Deckungsmassen, 
die von Treuhändern zu verwalten sind, so- 
wie durch Festlegung eines vorzugsweisen Be- 
friedigungsrechts hinsichtlich der Deckungs- 
massen im Falle der Zwangsvollstreckung und 
des Konkurses (Artikel I Nr. 2 und 3 des 
Entwurfs). 


11. Im einzelnen 
Zu Artikel I Nr. 1 

§ 3 des Gesetzes über die DGK („Geschäfts- 
kreis“) wird zur Vereinfachung und zur bes- 
seren Übersicht neu gefaßt. Zugleich erhält 
§ 3 in Nummer 1 einen neuen Buchstaben d 
sowie eine neue Nummer 4, während die übri- 
gen Nummern dieses Paragraphen im wesent- 
lichen unverändert bleiben. 

Die in Nr. 1 Buchstabe b des § 3 vorgesehene 
Änderung („Zustimmung des Verwaltungs- 
rates“ statt „Genehmigung“) Ist lediglich 
redaktioneller Natur. Sie dient der Verein- 
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heitlidiung der im Gesetz an verschiedenen 
Stellen gebrauchten Terminologie (vgl. z. B. 
§ 4 Abs. 5 des Gesetzes über die DGK). 

Nach Nr. 1 des § 3 des Gesetzes über die 
DGK in der gegenwärtigen Fassung kann die 
DGK Darlehen nur an die daselbst näher be- 
zeichneten genossenschaftlichen Zentralkassen, 
Einzelgenossensdiaften und genossenschaft- 
lichen Unternehmen sowie an bestimmte den 
Genossenschaften nahestehende sonstige Unter- 
nehmen gewähren. Nr. 1 Buchstabe d des neu- 
gefaßten § 3 läßt nunmehr „in besonderen 
Fällen“ auch die Darlehnsgewährung durch 
die DGK an Mitglieder von Kreditgenossen- 
schaften zu, die dem Institut bisher nicht ge- 
stattet war. Hierdurch soll in geeigneten 
Fällen eine Entlastung des Obligos der Zen- 
tralkassen und der örtlichen Kreditgenossen- 
schaften sowie eine Verbilligung der Kredit- 
kosten für den Darlehnsnehmer ermöglicht 
werden. Die Gewährung derartiger Direkt- 
kredite durch die DGK wird aber auf beson- 
dere Fälle und im einzelnen auf solche Dar- 
lehen beschränkt, die aus dem Erlös von 
Schuldverschreibungen der Genossenschafts- 
kasse oder aus dem ihr zur Verfügung gestell- 
ten Erlös von Emissionen eines anderen 
Kreditinstituts, z. B. der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau oder der Deutschen Genossen- 
schaftshypothekenbank, gegeben werden. Da- 
bei wird die unmittelbare Darlehnsgewährung, 
entsprechend dem Charakter der DGK als 
Spitzeninstitut der dreistufigen genossenschaft- 
lichen Kreditorganisation, im Einzelfalle da- 
von abhängig gemacht, daß sie sowohl von 
der betreffenden Kreditgenossenschaft als auch 
von der zuständigen genossenschaftlichen Zen- 
tralkasse bei der DGK beantragt wird. 

Die neue Nr. 4 des § 3 des Gesetzes über die 
DGK gestattet der DGK die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen bis zum Dreifachen 
ihres eingezahlten Kapitals und ihrer in der 
Bilanz ausgewiesenen Rücklagen, d. h. z. Z. 
bis zur Gesamthöhe von etwa 245 Mio DM. 
Die Begebung von Schuldverschreibungen be- 
darf jeweils der Zustimmung des Verwal- 
tungsrates der DGK und der Genehmigung 
der drei für die DGK zuständigen Bundes- 
minister, des Bundesministers der Finanzen, 
des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft (vgl. die entsprechende 
Bestimmung in § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Landwirtschaftliche Rentenbank in 
der Fassung vom 14. September 1953 — 
BGBl. I S. 1330). 


Das Erfordernis der staatlichen Genehmigung 
der Ausgabe von Inhaber- und Orderschuld- 
verschreibungen nach den Vorschriften der 
§§ 795 und 808 a BGB in Verbindung mit 
dem Gesetz über die staatliche Genehmigung 
der Ausgabe von Inhaber- und Orderschuld- 
verschreibungen vom 26. Juni 1954 (BGBl. I 
S. 147) wird durch die Genehmigung der drei 
Bundesminister grundsätzlich nicht berührt. In 
der Praxis wird der für die staatliche Geneh- 
migung nach §§ 795 und 808 a BGB ln Ver- 
bindung mit § 3 des Gesetzes vom 26. Juni 
1954 zuständige Bundesminister (Bundesmini- 
ster für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen) die besondere 
Genehmigung nach § 3 Nr. 4 (neue Fassung) 
des Gesetzes über die DGK nur unter den 
Voraussetzungen des Gesetzes vom 26. Juni 
1954 und nach Herstellung des in § 3 dieses 
Gesetzes vorgeschriebenen Einvernehmens mit 
der obersten Behörde des Sitzlandes der DGK, 
d. h. also des Landes Hessen, erteilen. 


Zu Artikel I Nr. 2 

Der neu eingefügte § 3 a des Gesetzes über 
die DGK enthält Deckungs vor Schriften für 
die von der DGK ausgegebenen Schuldver- 
schreibungen, die ihre Marktfähigkeit sichern 
sollen, und stellt klar, daß diese Schuldver- 
schreibungen, soweit sie nicht auf ausländische 
Zahlungsmittel lauten, in bestimmtem Um- 
fange mündelsicheren Anlagewerten gleich- 
stehen. 

Der Absatz 1 des § 3 a bestimmt, daß die von 
der DGK ausgegebenen Schuldverschreibun- 
gen in vollem Umfange gedeckt sein müssen. 
Die Art der Deckung wird allerdings ange- 
sichts der Struktur des Kreditgeschäfts der 
genossenschaftlichen Kreditinstitute zumeist 
nicht der Deckung der Sdiuldverschrelbungen 
von Realkreditinstituten (Pfandbriefe oder 
Kommunalobligationen) entsprechen können; 
sie wird vielmehr der Deckung solcher Schuld- 
verschreibungen ähneln, wie sie die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau oder die Industrie- 
Kreditbank AG ausgeben (vgl. § 4 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau in der Fassung vom 22. Januar 1952 

— BGBl. I S. 65; § 3 des Gesetzes betr. die 
Industrie-Kreditbank AG vom 15. Juli 1951 

— BGBl. I S. 447). Die Ded^ung wird daher 
im wesentlichen aus Darlehnsforderungen be- 
stehen, die durch sichere Grundpfandrechte 
oder andere nach bankmäßigen Grundsätzen 
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ausreichende Sicherheiten (z. B. Bürgschaf- 
ten der Kreditgarantiegemeinschaften) ge- 
sichert sind. 

Die Absätze 2 und 3 des § 3 a enthalten Vor- 
schriften über die Eintragung der die Dek- 
kungsmasse bildenden Vermögenswerte in 
Deckungsregister sowie über die Bestellung 
von Treuhändern zur Verwaltung der Dek- 
kungsmassen, auf die die einschlägigen Be- 
stimmungen des Hypothenbankgesetzes sinn- 
gemäß anzuwenden sind. 

In Absatz 4 des § 3 a werden die Schuldver- 
schreibungen der DGK für „anlagesicher" 
erklärt. Die Bundesregierung hat es kürzlich 
in einem Kabinettsbeschluß vom 8. März 1956 
aus grundsätzlichen Erwägungen abgelehnt, 
Schuldverschreibungen gemäß § 1807 Abs. 1 
Nr. 4 BGB zur Anlegung von Mündelgeld für 
geeignet zu erklären, da eine Änderung der 
geltenden Bestimmungen über die Mündel- 
sidierheit in Aussicht genommen ist und es 
sich nicht empfiehlt, vorher noch derartigen 
Anträgen zu entsprechen. Mit Rücksicht hier- 
auf ist davon Abstand genommen worden, 
die Schuldverschreibungen der DGK für 
„mündelsicher" zu erklären. Es bestehen je- 
doch keine Bedenken dagegen, sie als „anlage- 
sicher" anzusehen, zumal § 19 des Gesetzes 
über die DGK auch die Hereinnahme von 
Mündelgeldern als Einlagen gemäß § 1808 
BGB ausdrücklich zuläßt (vgl. auch § 1 
Abs. 4 der Satzung der DGK vom 22. April 
1951 BAnz. Nr. 93 S. 1). Diese Unterschei- 
dung besagt lediglich, daß zwar Vormünder 
nicht bereditigt sind, Mündelgeld in Schuld- 
verschreibungen der DGK anzulegen, daß es 
aber Unternehmen des privaten oder öffent- 
lichen Rechts, z. B. auch Anstalten der Sozial- 
versicherung, die nach den für sie geltenden 
Bestimmungen verpflichtet sind, Geld in 
mündelsicheren Werten anzulegen, gestattet 
ist, dieser Verpflichtung durch Erwerb von 
Schuldverschreibungen der DGK nachzukom- 
men. 

Nach der Vorschrift des Absatzes 5 des § 3 a 
können genossenschaftliche und andere Kredit- 


institute die Berechnung von Zinseszinsen für 
Darlehen vereinbaren, die sie aus dem ihnen 
zur Verfügung gestellten Erlös der von der 
DGK ausgegebenen Schuldverschreibungen ge- 
währen. Diese Vorschrift entspricht der des 
§ 19 Abs. 3 des Gesetzes über die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank in der Fassung vom 
14. September 1953 (BGBl. I S. 1330) und 
des § 14 des Gesetzes über die Lastenaus- 
gleichsbank (Bank für Vertriebene und Ge- 
schädigte) vom 28. Oktober 1954 (BGBl. I 
S. 293). 

Zu Artikel I Nr. 3 

Die bisherige Bestimmung des § 16 über die 
entsprechende Anwendung der Vorschriften 
der Konkursordnung erscheint entbehrlich, da 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute grundsätz- 
lich den Vorschriften der Konkursordnung 
unmittelbar unterliegen (§ 213 KO). Dafür 
sind in den neugefaßten § 16 besondere Be- 
stimmungen über die Sicherung der Rechte der 
Inhaber der Schuldverschreibungen der DGK 
im Falle der Zwangsvollstreckung und des 
Konkurses aufgenommen worden. 

Absatz 1 des § 16 entspricht im einzelnen den 
Vorschriften des § 34 a des Hypothekenbank- 
gesetzes und des § 5 des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldverschrei- 
bungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 
vom 21. Dezember 1927 (RGBl. I S. 492). 

Die Absätze 2 und 3 des § 16 entsprechen 
§ 35 Abs. 1 und 2 des Hypothekenbankgeset- 
zes sowie § 6 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten Schuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditan- 
stalten. 

Zu Artikel II bis IV 

Diese Vorschriften ermächtigen den Bundes- 
minister der Finanzen, das Gesetz über die 
DGK in der nunmehr geltenden Fassung be- 
kanntzumachen, regeln die Anwendung des 
Gesetzes im Land Berlin und sein Inkraft- 
treten nach der Verkündung. 
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